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§ 5 Änderung der Verfassung des Kantons Glarus und Anpassung 
kantonaler Gesetze an das Bundesgesetz über die eingetragene 
Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare

Die Vorlage im Überblick

Mit dem neuen Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare sind
zahlreiche Änderungen in das kantonale Recht zu überführen; den Kantonen kommt diesbezüglich kaum
Spielraum zu. Im Wesentlichen wurde der neue Personenstand «in eingetragener Partnerschaft» 
geschaffen, den zwei Personen gleichen Geschlechts eingehen können. Voraussetzungen und Gültigkeit
sind denjenigen der Ehe nachempfunden. Für die Auflösung sind die Verfahrensbestimmungen über das
Ehescheidungsverfahren sinngemäss anwendbar. 

Die Vorgaben sind ins kantonale Recht zu übernehmen (siehe auch Vorlage zum Steuergesetz). Insbe-
sondere sind die Regelungen über die Unvereinbarkeiten, den Ausstand und das Zeugnisverweigerungs-
recht anzupassen (Kantonsverfassung, Verwaltungsrechtspflege-, Zivilprozess- und Strafprozessrege-
lungen). Zudem sind bei Auflösung solcher Partnerschaften die Zuständigkeiten im Einführungsgesetz
zum Zivilgesetzbuch und in der Zivilprozessordnung zu regeln. Betreffend Sozialversicherungen (insbe-
sondere Ergänzungsleistungen, Kinderzulagen) wird in den massgebenden Erlassen die Gleichstellung
von Ehe und eingetragener Partnerschaft vollzogen. 

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde einstimmig, diesen Änderungen zuzustimmen. 

1. Ausgangslage

Der Bundesgesetzgeber schuf mit dem Bundesgesetz vom 18. Juni 2004 über die eingetragene Partner-
schaft gleichgeschlechtlicher Paare (Partnerschaftsgesetz, PartG) sehr detaillierte Regelungen auf Bundes-
ebene. Insbesondere nahm er zahlreiche Änderungen in jenen Bundesgesetzen vor, in denen die neu
geschaffene «eingetragene Partnerschaft» berücksichtigt werden muss. Daher kommt den Kantonen in der
Umsetzung des Partnerschaftsgesetzes kaum Spielraum zu. 

Im Wesentlichen wurde der neue Personenstand «in eingetragener Partnerschaft» geschaffen. Diesen
können zwei Personen gleichen Geschlechts eingehen. Voraussetzungen und Gültigkeit dieses Instituts sind
denjenigen der Ehe nachempfunden. Für die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft erklärt das Partner-
schaftsgesetz (Art. 35) die Verfahrensbestimmungen über das Ehescheidungsverfahren sinngemäss als
anwendbar. Ein massgeblicher Unterschied besteht darin, dass Personen, die in eingetragener Partnerschaft
leben, eine Adoption oder fortpflanzungsmedizinische Verfahren untersagt sind (Art. 28 PartG). 

Im Weiteren wurde der Begriff der «faktischen Lebensgemeinschaft» eingeführt, zwar nicht im Partner-
schaftsgesetz, doch wird dieser Begriff bei der Änderung bestehender Erlasse mehrfach verwendet.
Nachdem allerdings eine Legaldefinition fehlt, wird auf die dazu entwickelte Rechtsprechung zurückzu-
greifen sein.

Angesichts der eher geringen Bedeutung des neuen Zivilstandes werden sich die finanziellen Auswirkungen
in Grenzen halten. Die Gerichte werden sich mit der Aufhebung des Zusammenlebens und der Auflösung von
eingetragenen Partnerschaften befassen müssen, und im Bereich Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvor-
sorge werden Leistungen an eingetragene Partnerinnen und Partner zu erbringen sein.

2. Überblick über die Gesetzesänderungen

Die Vorlage beschränkt sich darauf, Bundesrecht umzusetzen bzw. die einschlägigen kantonalen Erlasse
begrifflich anzupassen. Nur ausnahmsweise wurde die Gelegenheit zu bescheidenen inhaltlichen Vereinheit-
lichungen genutzt.

2.1. Unvereinbarkeiten und Ausstand 

Personen, die in eingetragener Partnerschaft leben, sollen wie Ehegatten nicht an Verfahren mitwirken
dürfen, an denen auch ihre Partnerin oder ihr Partner beteiligt ist. Personen in nicht eingetragener 
Partnerschaft werden gegebenenfalls von Artikel 12 Buchstabe f Zivilprozessordnung (ZPO) oder Artikel 13
Absatz 1 Buchstabe e Verwaltungsrechtspflegegesetz (VRG) erfasst. Eine materielle Änderung erfährt 
Artikel 13 VRG, indem wie in Artikel 12 ZPO das Zusammenleben in einer eheähnlichen Gemeinschaft (auch
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faktische Lebensgemeinschaft oder Konkubinat) einen Ausstandsgrund bildet. Dabei wird der vom Bundes-
gesetzgeber gewählte Begriff «faktische Lebensgemeinschaft» verwendet. Die faktische Lebensgemein-
schaft entfaltet im vorliegenden Zusammenhang nur insofern Rechtswirkung als sie einen Ausstandsgrund
bildet. Darüber hinaus sind faktische Lebensgemeinschaften ohne rechtliche Bedeutung. 

2.2. Einführungsgesetz zum Zivilgesetzbuch (EG ZGB)

Die Änderung von Artikel 15b EG ZGB ist aufgrund des Partnerschaftsgesetzes (Art. 9ff.) notwendig. Gemäss
Anpassungsgesetzgebung zur Verwaltungsorganisation 2006 bezeichnet der Regierungsrat die entspre-
chenden Zuständigkeiten. Die vorgeschlagene Lösung nimmt beide Anliegen auf.

2.3. Zivilprozessordnung

Das Partnerschaftsgesetz (Art. 35) verweist auf das Scheidungsverfahren. Es ist deshalb in der Zivilprozess-
ordnung ein neuer Titel zu schaffen, der auf die Ehescheidungs-, Ehetrennungs- und Eheungültigkeitsklage
sowie das Eheschutzverfahren verweist (Art. 271a); so kann auf umfangreiche Anpassungen verzichtet
werden. Die Bestimmungen zum Rekurs bleiben unverändert; der Rekurs gegen vorsorgliche Massnahmen
im Ehescheidungsverfahren wurde nur wegen der präjudiziellen Wirkung des Massnahmeentscheides auf
das Scheidungsurteil zugelassen. 

2.4. Mitwirkung und Zeugnisverweigerungsrecht 

Die Mitwirkung kann auch von eingetragenen Partnerinnen und Partnern verweigert werden, deren einge-
tragene Partnerschaft das Gericht aufgelöst hat. Ein eigentliches Zeugnisverweigerungsrecht – wie
Ehegatten – haben allerdings nur Personen in eingetragener Partnerschaft (vgl. Art. 48 Abs. 3 und 56 VRG
sowie Art. 76 Strafprozessordnung). 

2.5. Sozialversicherungen

Auch in diesem Bereich wird in den massgebenden Erlassen die völlige Gleichstellung von Ehe und einge-
tragener Partnerschaft geregelt. 

2.6. Steuerrechtliche Auswirkungen

Da das Steuergesetz an der Landsgemeinde verschiedene Änderungen erfährt, sind die Änderungen nach
Partnerschaftsgesetz in der Vorlage zum Steuergesetz enthalten.

2.7. Inkrafttreten

Weil das Datum des Inkrafttretens des Partnerschaftsgesetzes noch nicht feststeht, soll der Regierungsrat
den Zeitpunkt des Inkrafttretens bestimmen.

3. Beratung der Vorlage im Landrat

Da es sich um eine Anpassungsvorlage an geändertes Bundesrecht handelt und dem Kanton kein Spielraum
bezüglich gesetzlicher Regelung zukommt, verzichtete der Landrat auf das Bestellen einer vorberatenden
Kommission. 

Der Landrat verabschiedete die Vorlage ohne Änderung und einstimmig in befürwortendem Sinne zuhanden
der Landsgemeinde.

4. Antrag

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, der nachfolgenden Verfassungsänderung und den nachfol-
genden Gesetzesanpassungen zuzustimmen:
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A. Änderung der Verfassung des Kantons Glarus

(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2006)

I.
Die Verfassung des Kantons Glarus vom 1. Mai 1988 wird wie folgt geändert:

Art. 76 Abs. 1
1 Eltern und Kinder, Geschwister, Ehegatten, eingetragene Partnerinnen oder
Partner, Grosseltern und Enkelkinder, Schwäger und Schwägerinnen sowie
Schwiegereltern und Schwiegerkinder können nicht der gleichen Kantons-
oder Gemeindebehörde angehören.

II.
Der Regierungsrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens.

B. Anpassung von Gesetzen an das Bundesgesetz
über die eingetragene Partnerschaft
gleichgeschlechtlicher Paare

(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2006)

I.
Die nachstehenden Gesetze werden wie folgt geändert:

Ziffer 1 GS I C/12/2

Gesetz vom 2. Mai 1993 über das Kantons- und
Gemeindebürgerrecht 

Art. 2 Abs. 1
1 Die Begriffe Schweizer Bürger, Kantonsbürger, Bürger, Ausländer, Bewer-
ber, Ehepartner und Personen in eingetragener Partnerschaft usw. umfas-
sen jeweilen die Angehörigen beider Geschlechter.

Art. 15

Ehegatten und Personen in eingetragener Partnerschaft
1 Das Gesuch um Einbürgerung kann von jedem Ehegatten und jeder Person
in eingetragener Partnerschaft selbstständig gestellt werden.
2 Stellen Ehegatten oder Personen in eingetragener Partnerschaft gemein-
sam das Gesuch um Einbürgerung und erfüllt nur ein Teil die Voraussetzun-
gen, genügt für den andern Teil eine Wohnsitzdauer in der Gemeinde von
einem Jahr; im Falle der Einbürgerung ohne Einkaufstaxe genügen zwei
Jahre.

Art. 27, 28 und 29 jeweils Abs. 2
2 Die Entlassung kann von jedem Ehegatten und von jeder Person in einge-
tragener Partnerschaft selbstständig beantragt werden.
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Ziffer 2 GS II E/2

Gemeindegesetz vom 3. Mai 1992

Art. 34 Abs. 3
3 Eltern und Kinder, Geschwister, Ehegatten, Personen in eingetragener
Partnerschaft, Grosseltern und Enkelkinder, Schwägerinnen und Schwäger,
sowie Schwiegereltern und Schwiegerkinder können nicht der gleichen
Behörde der Gemeinde oder des Zweckverbandes angehören.

Ziffer 3 GS III B/1/1

Gesetz vom 7. Mai 1911 über die Einführung des
Schweizerischen Zivilgesetzbuches im Kanton Glarus

Art. 15b Abs. 3
3 Der Regierungsrat bezeichnet die kantonale Verwaltungsbehörde, die für
die Einreichung der Eheungültigkeitsklage sowie der Klage auf Ungültigkeit
der eingetragenen Partnerschaft von Amtes wegen zuständig ist.

Ziffer 4 GS III C/1

Zivilprozessordnung des Kantons Glarus vom 6. Mai 2001

Art. 12 Bst. b Ziff. 1 und 4 sowie Bst. c Ziff. 1

(Personen, die Mitglied einer der in Artikel 4 genannten Behörden sind oder
in diesen als Gerichtsschreiber oder Gerichtsschreiberin oder als Protokoll-
führer oder Protokollführerin tätig sind, haben in den Ausstand zu treten,
wenn:
b. eine der folgenden Personen Partei ist:)

1. Ehegatte oder Ehegattin, Verlobter oder Verlobte oder eine Person, die
mit der Gerichtsperson in faktischer Lebensgemeinschaft oder in
eingetragener Partnerschaft lebt,

4. Ehegatten oder eingetragene Partnerinnen oder Partner von Geschwis-
tern des eigenen Ehegatten bzw. der eigenen Ehegattin oder der
eigenen eingetragenen Partnerin bzw. des eigenen eingetragenen
Partners,

(c. eine der folgenden Personen eine Partei vertritt:)
1. Ehegatte oder Ehegattin, Verlobter oder Verlobte oder eine Person, die

mit der Gerichtsperson in faktischer Lebensgemeinschaft oder in
eingetragener Partnerschaft lebt,

Art. 185 Ziff. 2, 3 und 4

(Die Mitwirkung können verweigern:)
2. Ehegatten und Personen in eingetragener Partnerschaft;
3. geschiedene Ehegatten in Bezug auf Tatsachen, die sich vor der Schei-

dung ereignet haben, sowie Personen in eingetragener Partnerschaft in
Bezug auf Tatsachen, die sich vor der gerichtlichen Auflösung der Part-
nerschaft ereignet haben;

4. Personen, welche mit einer Partei verlobt sind oder in einer faktischen
Lebensgemeinschaft leben;

IV. Eingetragene Partnerschaft (neu)

Art. 271a (neu)

Auf die Ungültigkeitsklage, die Aufhebung des Zusammenlebens und die
gerichtliche Auflösung einer eingetragenen Partnerschaft sind die Bestim-
mungen der Ehescheidungs-, Ehetrennungs- und Eheungültigkeitsklage
(Art. 262ff.) sowie des Eheschutzverfahrens (Art. 268ff.) sinngemäss an-
wendbar.
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Ziffer 5 GS III F/1

Strafprozessordnung des Kantons Glarus
vom 2. Mai 1965

Art. 76 Abs. 1 Ziff. 2
1 (Zur Ablegung eines Zeugnisses im Strafprozess ist jedermann verpflichtet,
ausgenommen:)
2. Verlobte, Ehegatten, letztere auch wenn sie geschieden sind, sofern sich

das Zeugnis auf die Zeit vor der Scheidung bezieht und Personen in einge-
tragener Partnerschaft, auch wenn diese gerichtlich aufgelöst ist, sofern
sich das Zeugnis auf die Zeit vor der gerichtlichen Auflösung bezieht;

Art. 165

Revisionsberechtigung

Die Revision kann vom Staatsanwalt und vom Verurteilten verlangt werden.
Nach dem Tode des Verurteilten steht dieses Recht auch den Verwandten in
gerader Linie, den Geschwistern, dem Ehegatten oder der Person in ein-
getragener Partnerschaft zu.

Ziffer 6 GS III G/1

Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege
vom 4. Mai 1986

Art. 13 Abs. 1 Bst. b
1 (Personen, die einen Entscheid vorbereiten oder treffen, müssen in Aus-
stand treten, wenn sie:)
b. mit einem Beteiligten oder dessen Vertreter in gerader Linie oder in der

Seitenlinie bis zum zweiten Grad verwandt oder verschwägert oder durch
Ehe, faktische Lebensgemeinschaft, eingetragene Partnerschaft oder
Pflegekindschaft verbunden sind;

Art. 48 Abs. 3
3 Die Partei kann die Auskunft verweigern, wenn sie glaubhaft macht, dass
die Beantwortung von Fragen sie, ihren Ehegatten, die Person in eingetra-
gener Partnerschaft, die Verwandten und Verschwägerten in gerader Linie
und in zweitem Grad der Seitenlinie oder ihre Pflegeeltern oder ihr Pflege-
kind in Gefahr bringt, einen schweren Nachteil zu erleiden.

Art. 55 Bst. b

(Unzulässig als Zeugen sind Personen,)
b. die mit einer Partei in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum zweiten

Grad verwandt oder verschwägert oder die durch Ehe, eingetragene
Partnerschaft oder Pflegekindschaft verbunden sind, oder

Art. 56 Abs. 1
1 Ein Zeuge kann die Aussage verweigern, soweit er glaubhaft macht, dass
die Beantwortung von Fragen ihn, seinen Ehegatten, die Person in eingetra-
gener Partnerschaft, die Verwandten oder Verschwägerten in gerader Linie
und im zweiten Grad der Seitenlinie, die Pflegeeltern oder das Pflegekind in
Gefahr bringt, einen schweren Nachteil zu erleiden.
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Ziffer 7 GS VIII D/13/1

Gesetz vom 1. Mai 1966 über kantonale
Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenversicherung

Art. 4 Abs. 1 und 2
1 Zu den Einkommensgrenzen für Alleinstehende und Ehepaare oder Perso-
nen in eingetragener Partnerschaft sind für Kinder, die einen Anspruch auf
Zusatzrenten der AHV oder der IV begründen, die für Waisen massgeben-
den Grenzbeträge hinzuzuzählen; ferner sind bei Witwen mit rentenberech-
tigten Waisen sowie bei zusammenlebenden Mutter- und Vollwaisen alle
massgebenden Einkommensgrenzen zusammenzuzählen. Dabei sind je-
weils die Einkommensgrenzen für zwei Kinder voll, für zwei weitere je zu
zwei Dritteln und für die übrigen je zu einem Drittel anzurechnen.
2 Das anrechenbare Einkommen von Ehegatten oder von Personen in ein-
getragener Partnerschaft, von Personen mit rentenberechtigten oder an der
Rente beteiligten Kindern sowie von zusammenlebenden Waisen ist zusam-
menzurechnen. Bei Mutterwaisen ist das Einkommen des Vaters ebenfalls
zu berücksichtigen.

Art. 5 Abs. 1 Bst. b und Abs. 2
1 (Als Einkommen werden angerechnet:)
b. Einkünfte aus beweglichem oder unbeweglichem Vermögen sowie ein

Fünfzehntel, bei Altersrenten ein Zehntel und solchen in Heimen und
Heilanstalten ein Fünftel des Reinvermögens, soweit es bei Alleinste-
henden 25 000 Franken, bei Ehepaaren oder Personen in eingetragener
Partnerschaft 40 000 Franken und bei Waisen sowie bei Kindern, die
einen Anspruch auf Kinderrenten der AHV oder der IV begründen, 15 000
Franken übersteigt;

2 Vom jährlichen Erwerbseinkommen sind insgesamt 1000 Franken bei
Alleinstehenden und 1500 Franken bei Ehepaaren oder Personen in einge-
tragener Partnerschaft und Personen mit rentenberechtigten oder an der
Rente beteiligten Kindern ausser Rechnung zu lassen und vom Rest zwei
Drittel anzurechnen.

Art. 7 Bst. d

(Vom Einkommen werden abgezogen:)
d. Prämien für Lebens-, Unfall-, Invaliden- und Arbeitslosenversicherungen

bis zum jährlichen Höchstbetrag von 300 Franken bei Alleinstehenden
und 500 Franken bei Ehepaaren oder Personen in eingetragener Partner-
schaft und Personen mit rentenberechtigten oder an der Rente beteiligten
Kindern sowie Beiträge an die AHV, die IV und die Erwerbsersatzordnung;

Ziffer 8 GS VIII D/5/1

Gesetz vom 12. Mai 1974 über Kinderzulagen für
Arbeitnehmer

Art. 2 Bst. d

(Dem Gesetz sind nicht unterstellt:)
d. die Arbeitgeber in Bezug auf den mitarbeitenden Ehegatten oder die in

eingetragener Partnerschaft lebende Person.
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Ziffer 9 GS VIII D/7/1

Gesetz vom 5. Mai 1991 über Erwerbsersatzleistungen
für einkommensschwache Eltern

Art. 2 Abs. 1 Bst. b
1 (Ein im Kanton Glarus seit mindestens einem Jahr wohnhafter Elternteil,
der sein Kind nach der Geburt betreut, hat Anspruch auf Erwerbsersatzleis-
tungen im Sinne dieses Gesetzes, sofern)
b. das Einkommen das 1,5fache des Grenzbetrages für Alleinstehende oder

für Ehepaare oder für Personen in eingetragener Partnerschaft bzw.
zusammenlebende Eltern gemäss Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes über
kantonale Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denversicherung nicht überschreitet.

Art. 6 Abs. 1
1 Von dem 20 000 Franken bei alleinstehenden oder 30000 Franken bei ver-
heirateten oder zusammenlebenden Elternteilen oder Personen in eingetra-
gener Partnerschaft übersteigenden Bruttovermögen wird 1/15 des nach
Abzug der Schulden verbleibenden Vermögens zum anrechenbaren Einkom-
men hinzugerechnet.

Ziffer 10 GS IX D/2/1

Einführungsgesetz vom 1. Mai 1994 zum Bundesgesetz
über das bäuerliche Bodenrecht

Art. 5 Abs. 2
2 Für den Entscheid anstelle der fehlenden oder verweigerten Zustimmung
des Ehegatten oder der Person in eingetragener Partnerschaft zur Veräus-
serung eines landwirtschaftlichen Gewerbes (Art. 40 Abs. 2 BGBB) ist der
Einzelrichter in Zivilsachen des Kantonsgerichtes zuständig.

II.
Der Regierungsrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens.

§ 6 Änderung des Steuergesetzes
(Antrag betr. Reduzierung wirtschaftliche Doppelbelastung; Sozialabzug für berufsbedingte 
Fremdbetreuung der Kinder; Partnerschaftsgesetz)

Die Vorlage im Überblick

Die Vorlage beinhaltet verschiedene Anpassungen. Ein Memorialsantrag fordert die Milderung der
wirtschaftlichen Doppelbelastung für ausgeschüttete Gewinne bei Kapitalgesellschaften und Genossen-
schaften. Es sollen, wie in einigen andern Kantonen, ausgeschüttete Gewinne aus Anteilsrechten von
Kapitalgesellschaften nur noch einem reduzierten Steuersatz der Einkommenssteuer unterliegen. Voraus-
setzung hierfür ist, dass die Kapitalgesellschaft steuerlichen Sitz in der Schweiz hat und die steuer-
pflichtige natürliche Person an der Gesellschaft eine Mindestbeteiligung von 10 Prozent hält. Damit soll
Unternehmern, die mit der Rechtsform der Kapitalgesellschaft arbeiten, eine sinnvolle Ausschüttungs-
politik ermöglicht und die Nachfolge erleichtert sowie die Abwanderung potenter Steuerzahlender samt
ihrer Firmen aus dem Kanton verhindert werden. Der Memorialsantrag fordert eine Entlastung um 
80 Prozent, also eine Steuer von 20 Prozent, auf dem Satz des steuerbaren Gesamteinkommens, und von
50 Prozent des steuerbaren Gesamtvermögens, sofern die Beteiligungsquote 20 Prozent beträgt oder
mindestens einen Verkehrswert von 2 Millionen Franken aufweist. Die Landsgemeindevorlage sieht 
allein eine Entlastung um 80 Prozent des steuerbaren Gesamteinkommens aus ausgeschütteten
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